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Grundsätzlich sind aus Sicht des Sach-
verständigenrats für Umweltfragen (SRU)
zwei Lösungsansätze zur Erreichung ei-
ner dekarbonisierten Stromerzeugung
denkbar: Die Steigerung der Energieef-
fizienz und der Ausbau der erneuer-
baren Energien. Die Reduzierung der
Stromnachfrage durch Steigerung der
Effizienz ist zunächst eine entscheiden-
de Voraussetzung für die Transforma-
tion der Stromerzeugung. Viele Möglich-
keiten Energie zu sparen, sind kosten-
günstig und relativ einfach umzusetzen.
Bislang ist es jedoch noch nicht im not-
wendigen Umfang gelungen, die existie-
renden Potenziale zur Einsparung von
Strom tatsächlich zu realisieren. Dass die
wirtschaftlichen Potenziale der Effizienz-
steigerung heute nur in Ansätzen er-
schlossen sind, ist auf eine Reihe struk-
tureller, ökonomischer und sozialpsycho-
logischer Hemmnisse zurückzuführen.
Oftmals verhindern Informations- und
Motivationsdefizite auf Verbraucher- wie
auch auf Anbieterseite den effizienten
Einsatz elektrischer Energie. Ein weite-
rer Grund ist das Nutzer-Investor-Dilem-
ma, welches auch häufig im Zusammen-
hang mit Energieeffizienz auftritt, und
zwar dann, wenn die Anreize zu Einspa-
rungen gering sind, da der Investor nicht
oder nur eingeschränkt von ihnen profi-
tiert (vgl. z.B. SRU 2008). 
Ein bekanntes Beispiel, dass Effizienzstei-
gerungen nicht notwendigerweise zu ei-
ner Reduzierung des Gesamtenergiever-
brauchs führen, ist der Rebound-Effekt.
Er beschreibt Mehrverbräuche oder zu-
sätzliche Energieanwendungen, die den
Martin Faulstich*, Michael Weber**, Christian Hey** und Matthias Herms***
Optionen für eine nachhaltige Energieversorgung
Auf der Klimakonferenz der Vereinten Nationen im Jahr 2010 im mexikanischen Cancún erklärten
die Vertragsstaaten ihre Absicht, den globalen Temperaturanstieg auf 2 Grad Celsius gegenüber
vorindustriellen Werten zu begrenzen. Die Erreichung dieses Ziels verlangt von Industrieländern
wie Deutschland ihre Emissionen bis 2050 um 80 bis 95% zu reduzieren (vgl. IPPC 2007). Das größ-
te Wachstum der globalen Emissionen im Zeitraum von 1970 bis 2004 hat zweifelsohne im Bereich
der Energieversorgung stattgefunden. Strom als eine in Deutschland besonders CO2-intensive Ener-
gieform spielt beim Klimaschutz – neben der Wärme und Mobilität – die herausragende Rolle. Im
Jahr 2009 war die Stromerzeugung für fast die Hälfte der deutschen CO2-Emissionen des Energie-
bereichs verantwortlich. Die Erzeugung von Energie basiert nach wie vor in allen Bereichen im We-
sentlichen auf dem Einsatz fossiler Rohstoffe, im Strombereich in Deutschland vorzugsweise auf
Kohle. Allerdings bedeuten gesamtgesellschaftliche Emissionsreduktionen von 80 bis 95% für den
Stromsektor eine nahezu vollständige Emissionsvermeidung, da die Emissionen der anderen Berei-
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Europäischen Kommission, das den Weg zu einer 80%igen Reduktion der europäischen Treibhaus-
gasemissionen beschreibt, muss die Dekarbonisierung des Stromsektors zügig vorangetrieben und
im Jahr 2040 nahezu vollständig klimaneutral sein (vgl. Europäische Kommission 2011).
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vor  angegangenen Einsparerfolgen entgegenlaufen oder sie
gar wieder aufheben. Auch die bisherige Entwicklung der
Stromnachfrage in Deutschland zeigt oftmals, dass Effizienz-
steigerungen bei einzelnen Energieanwendungen nicht not-
wendigerweise zu einem Sinken des Gesamtenergiever-
brauchs führen. Der Rebound-Effekt bezeichnet dabei den
Anteil, der auf der technischen Ebene eingesparten Ener-
gie, der durch die Steigerung der Nachfrage wieder kom-
pensiert wird (vgl. Sorrell 2007). 
Energieeffizienz ist der Schlüssel dazu, den Stromverbrauch
in Deutschland nachhaltig zu senken. Um Anreize für ener-
gieeffiziente Maßnahmen zu setzen, sollten einerseits funk-
tionierende Märkte für Energieeffizienz geschaffen werden,
andererseits muss sichergestellt werden, dass Einsparun-
gen durch einzelne Maßnahmen auch tatsächlich zu einer
Reduktion der Gesamtnachfrage führen. Vor diesem Hinter-
grund sollte auf nationaler Ebene ein absolutes Verbrauchs-
ziel für den Strombedarf formuliert und langfristig eine Re-
duzierung des Stromverbrauchs angestrebt werden. Als
mögliche Instrumente der Effizienzpolitik werden ein Ener-
gieeffizienzfonds und die Einführung weißer Zertifikate dis-
kutiert (vgl. Irrek und Thomas 2006; Duscha et al. 2006).
Dar  über hinaus hat der SRU mit dem Stromkundenkonto
ein neues effizienzpolitisches Konzept vorgeschlagen, dass
auf einer Begrenzung des absoluten Stromverbrauchs für
den Bereich der privaten Haushalte beruht (vgl. SRU 2011).
Unternehmen, die Strom an private Haushalte liefern, wer-
den dazu verpflichtet, die gelieferte Strommenge insge-
samt zu begrenzen, nicht verkaufte Kontingente sind han-
delbar. Das Gesamtbudget wird ermittelt aus einer pauscha-
len Liefermenge pro Haushaltskunden (Stromkundenkon-
to) und der Gesamtzahl der privaten Kunden eines Unter-
nehmens. Dieses »Cap-and-Trade«-System auf Versorger-
ebene schafft Anreize auf Seiten der Stromproduzenten, Ein-
sparbemühungen ihrer Kunden zu unterstützen. 
Nachhaltige Energieerzeugung
Nachhaltigkeitsbewertung der Stromerzeugungsoptionen
Technologieentscheidungen der Energiepolitik sollten sich
nicht nur der Klimafreundlichkeit, sondern auch an weite-
ren Kriterien der Nachhaltigkeit und Vorsorge orientieren,
wie sie auch in der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesre-
gierung verankert sind. Insgesamt wird jede Erzeugung von
Energie immer auch mit Eingriffen in den Naturhaushalt ver-
bunden sein. Nachhaltigkeit in der Stromversorgung be-
deutet daher, durch Abwägung die beste verfügbare Lö-
sung zu finden. In diesem Sinne ist die Einsparung von Ener-
gie in der Regel die beste Option. Es ist jedoch bei allen
denkbaren Anstrengungen zur Energieeinsparung und 
-effizienz davon auszugehen, dass auch zukünftig ein ho-
her Nachfragesockel an Elektrizität gedeckt werden muss.
Grundsätzlich stehen die Nutzung der Kernkraft, die fossi-
le Stromerzeugung mit und ohne Kohlendioxidabscheidung
und -speicherung (CCS), sowie die erneuerbaren Energien
als Optionen zur Deckung der Stromnachfrage zur Dis-
kussion und müssen anhand der verschiedenen Kriterien
der Nachhaltigkeit und Vorsorge, wie beispielsweise Res-
sourcenverfügbarkeit, Emissionen, Sicherheit, Flächennut-
zung, Reversibilität, Standortwahl und den Kosten, bewer-
tet werden. 
Die Nutzung der Kernenergie ist zwar mit relativ niedrige-
ren Treibhausgasemissionen verbunden, aufgrund der letzt-
lich nicht vollständig auszuschließenden und in ihren Fol-
gen zeitlich und räumlich nicht eingrenzbaren Unfallrisiken
sowie eines seit Jahrzehnten ungelösten Endlagerproblems
stellt sie aber keine nachhaltige Option dar. Eine Vollver-
sorgung mit Strom aus Kernkraftwerken würde zudem den
Neubau vieler Dutzend Meiler bedeuten, was, ungeachtet
der jüngsten Vorkommnisse in Japan, außerhalb jeglicher
politischer Diskussion ist. Neue effizientere konventionelle
Kohlekraftwerke sind aus Klimaschutzgründen nicht ziel-
führend, da ihre ökonomische Lebensdauer über den Ziel-
horizont einer Dekarbonisierung (2050) hinausreicht (vgl.
Hohmeyer und Hartmann 2010). Mit der Kohleverstromung
sind zudem gravierende Eingriffe bei der Rohstoffgewin-
nung und – trotz wirksamer Luftreinhaltungsmaßnahmen –
signifikante Immissionsbelastungen verbunden. Auch die
Abscheidung und Ablagerung von Kohlendioxid stellt nur
einen sehr beschränkten Ansatz dar, da der Einsatz von
CCS durch begrenzte Speicherkapazitäten und Nutzungs-
konkurrenzen limitiert ist und die politische Durchsetzbar-
keit der Speicherorte schwierig erscheint (vgl. SRU 2009,
darüber hinaus Leipprand et al. 2009). Der Energieverbrauch
muss zukünftig von der Nutzung fossiler Rohstoffe ent-
koppelt werden. Die einzig verbleibende zukunftsfähige Op-
tion sind daher die erneuerbaren Energien. Auch bei erneu-
erbaren Energien können Landnutzungskonflikte und, ins-
besondere beim Anbau von Energiepflanzen, auch klima-
schädliche Landnutzungsänderungen und Beeinträchtigun-
gen des Naturhaushalts auftreten, allerdings lassen sich
diese Probleme durch eine geeignete Standortwahl sowie
eine raumordnerische Steuerung des Anlagenbaus mini-
mieren. Grundsätzlich sind genügend Standorte zu nach-
haltigen Herstellung von erneuerbarer Energie vorhanden,
das europaweite Potenzial ist jedenfalls deutlich größer als
der Bedarf. 
Überblick über 100%-erneuerbare-Energien-Studien
In den letzten zwei Jahren haben die zahlreich entstande-
nen Studien bewiesen, dass sowohl auf europäischer (für
einen Überblick vgl. Hertin et al. 2010) als auch auf natio-
naler Ebene (vgl. Tab. 1) eine zu 100% durch erneuerbare
Energie (EE) gedeckte Stromversorgung technisch mach-
bar ist. Dabei ist nicht nur die mittlerweile große Zahl dieser
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Studien auffällig, sondern auch deren Detailtiefe. Das für
die unterschiedlichen Szenarien des SRU verwendete RE-
Mix-Modell des Deutschen Zentrums für Luft- und Raum-
fahrt in Stuttgart (DLR) erfasst die Stromerzeugungspoten-
ziale erneuerbarer Energieträger in Deutschland, Europa und
Nordafrika in einer hohen Auflösung (Rasterzellen von 10 km
x 10 km). Siedlungsflächen, ökologisch sensible Gebiete und
Flächen mit konkurrierender Landnutzung wurden von der
Potenzialanalyse ausgenommen oder nur eingeschränkt be-
rücksichtigt. Das Modell arbeitet im Vergleich zu vielen an-
deren Studien außerdem mit einer zeitlich sehr hohen Auf-
lösung von einer Stunde und kann daher die Stromerzeu-
gung im Jahresverlauf stundengenau auf die Nachfrage ab-
stimmen. Dabei wird zudem ein kostenoptimaler Strommix
aus erneuerbaren Energien berechnet. 
Potenziale in Deutschland und Europa 
Alle Studien kommen zu dem Ergebnis, dass die Potenzia-
le der erneuerbaren Stromerzeugung die jährliche Nachfra-
ge übersteigen. Das Potenzial zur erneuerbaren Stromer-
zeugung in Europa und Nordafrika entspricht dem etwa
ifo Schnelldienst 18/2011 – 64. Jahrgang
7
Tab. 1 
 Überblick über Studien zu einer vollständig erneuerbaren Stromversorgung in Deutschland 




































Deutsches Zentrum für 


































serstoffspeicher    
Innovation 
ohne CCS 
     
Strombedarf 
in TWh/a 
511 701  557  764  453  468  4  900 
Strom-
erzeugung: TWh/a  %  TWh/a  %  TWh/a %  TWh/a  % TWh/a  %  TWh/a %  TWh/a  % 
Wind 408  80  408 58  347 62  390  51 209  46  255 54  1  470  30 
Photovoltaik   42   8  112 16  104 19  112  15    28   6   50  11  1 176  24 
Geothermie    0   0  120 17   50   9   60   4   36   8   93  20     343   7 
Biomasse   34   7   34   5   11   2   30   8   41   9   45  10     588  12 
Wasserkraft   28   5   28   4   22   4   30   4   25   5   25   5     588  12 
Speicher    0   0    0   0    0   0    0   0   55  12    0   0        0   0 
Nettoimporte    0   0    0   0   22   4  142  18   48  11    0   0    735  15 
Merkmale Stundengenaue,  kosten-
optimierte Szenarien; 
Nutzung der Speicher-








































* 97% erneuerbare Energien. – ** Bezugsraum Europa. 
Quelle (verändert und ergänzt nach Agentur für erneuerbare Energien (o. J.)): SRU (2011); UBA (2010); FVEE (2010); WWF (2009); 
Greenpeace (2009); ECF (2010).  ifo-TUM-Symposium
zwanzigfachen des Bedarfs. Das REMix-Modell der SRU-
Szenarien hat auf der Basis eines durchschnittlichen Wind-
jahrs und durchschnittlicher Sonnenverhältnisse allein für
Deutschland ein jährliches Erzeugungspotenzial für Elektri-
zität aus regenerativen Energiequellen von 839 TWh berech-
net. Das Potenzial liegt damit deutlich über dem heutigen
jährlichen Stromverbrauch von etwa 600 TWh/a und weit
über den Annahmen der Zielszenarien für das Energiekon-
zept der Bundesregierung – dort wird für das Jahr 2050 ein
vergleichsweise niedriger Verbrauch von 410 bis 430 TWh/a
angenommen. Abhängig von der Entwicklung der Strom-
nachfrage kann eine vollständige Selbstversorgung Deutsch-
lands allerdings sehr teuer werden und ist ohnehin nicht er-
strebenswert. Nach den Berechnungen des REMix-Modells
können die ersten 400 TWh/a zu sehr niedrigen Grenzkos-
ten von unter 0,05 Euro/kWh produziert werden. Weitere
212 TWh/a dieses Potenzials können noch zu Grenzkos-
ten von circa 0,96 Euro/kWh erzeugt werden. Bei einer hö-
heren Nachfrage steigen dann allerdings die Grenzkosten
deutlich an.
Attraktiver wäre ohnehin ein Stromverbund mit anderen
europäischen Ländern und auch mit Nordafrika. Das rege-
nerative Elektrizitätserzeugungspotenzial für die Region
Europa-Nordafrika liegt laut den Berechnungen des RE-
Mix-Modells bei circa 105 000 TWh/a. Über 47 000 TWh/a
lassen sich zu Grenzkosten von weniger als 0,05 Euro/kWh
erzeugen. 
Aufgrund der erheblichen Potenziale sowohl in Deutschland
als auch im restlichen Europa und Nordafrika besteht ein
Gestaltungsspielraum durch eine große Standortauswahl
bei den regenerativen Technologien. Ökologische Probleme
des Ausbaus lassen sich folglich durch planerische Gestal-
tung und politische Zielvorgaben umgehen. Ein Konflikt zwi-
schen dem Ausbau erneuerbarer Energien und dem Natur-
schutz kann also vermieden werden.
Perspektive Windenergie
Das enorme Potenzial bedeutet aber auch,
dass es wichtig ist, intelligent zu investieren.
Kosteneffizient ist es, wenn die Elektrizitäts-
erzeugung der regenerativen Energiequel-
len ausgebaut wird, die am preiswertesten
die größte Menge an Strom liefern. In
Deutschland liegen die günstigsten Poten-
ziale im Bereich der Windenergienutzung.
Die Analyse der EE-Studien spiegelt dies
ebenfalls wider. Allen Studien ist gemein-
sam, dass die Windenergie mit mindestens
46% die tragende Säule der deutschen
Stromversorgung wird (vgl. Tab. 1). Es ist zu
erwarten, dass die Stromgestehungskosten
der Windenergie innerhalb der nächsten
15 Jahre unter die konventioneller Kraftwerke fallen. Dabei
wird zunächst die Onshore-Windenergie wettbewerbsfä-
hig, dann aber auch die Offshore-Windenergie. Aufgrund
geringer Erfahrungen mit der Technologie letzterer liegen
die Grenzerzeugungskosten zunächst noch über denen von
Onshore-Anlagen. Aufgrund der günstigen Windverhältnis-
se auf See kann diese Technologie allerdings zu einem wich-
tigen Sockel der zukünftigen Stromversorgung werden.
7 000 bis 8 000 solcher Windkraftanlagen der neuen Ge-
neration mit einer Leistung von 10 Megawatt pro Turm könn-
ten 60 bis 70% des Strombedarfs in Deutschland decken.
Dabei bestehen weitreichende rechtliche Regelungen zum
Schutz der Meere, insbesondere des ökologisch sensiblen
Wattenmeers. Beim Ausbau der Offshore-Windenergie
muss darauf geachtet werden, die negativen Umweltaus-
wirkungen von Standortwahl, Bau und Betrieb zu vermei-
den oder so gering wie möglich zu halten. Energiewende
und Naturschutz sind durchaus gleichermaßen möglich.
Übergang bis 2050
Um den Übergang zu einer 100% erneuerbaren Stromver-
sorgung zu ebnen, müssen erneuerbare Energien fossile
Energieträger schrittweise ersetzen. Abbildung 1 zeigt da-
zu eines von insgesamt acht Szenarien mit unterschiedli-
chem Strombedarf und unterschiedlichem europäischen
Vernetzungsgrad, die der SRU beim DLR in Auftrag gege-
ben hat. Weder Atomkraft nach 2023 noch der Bau neuer
Kohlekraftwerke (mit CCS) sind für eine erfolgreiche Ener-
giewende erforderlich. Aufgrund der hohen Volatilität der
erneuerbaren Energien ist jedoch eine erhöhte Flexibilität des
Kraftwerkparks gefordert. Die Anzahl notwendiger Abschal-
tungen und schneller Ab- und Anfahrvorgänge zur Bewälti-
gung der sogenannten Residuallast wird erheblich steigen.
Der Bedarf einer dauerhaft gleichmäßigen Grundlast besteht
demnach nicht mehr.

























Entwicklung der Bruttostromerzeugung bis 2050
Quelle: SRU (2011).
TWh/a
Randbedingungen: Deutschland, 15% Stromaustausch mit Dänemark und Norwegen,





Wie die notwendige Flexibilisierung des Elektrizitätsversor-
gungssystems erreicht werden kann, wird die zentrale Dis-
kussion der nächsten Jahre werden. Während sich die
100%-EE-Studien in der Frage einig waren, dass eine er-
neuerbare Vollversorgung möglich ist, so unterscheiden sie
sich allerdings im Umgang mit den Herausforderungen des
Übergangs. Während das Umweltbundesamt (Wasserstoff-
bzw. Methanspeicher) und der SRU (Pumpspeicher in Nor-
wegen) die Notwendigkeit von Speichern hervorheben, be-
tonen Greenpeace und WWF vor allem die Bedeutung von
Effizienzeinsparungen. Ein niedrigerer Stromverbrauch und
damit auch eine niedrigere nachgefragte Maximalleistung
verringern den Bedarf an Residuallast zu allen Zeiten er-
heblich. Die europäischen Studien, wie auch das Europa-
Nordafrika Szenario des SRU, hingegen belegen die At-
traktivität überregionaler Stromverbünde. Theoretisch wäre
in einem vollkommen vernetzten Versorgungssystem über
Europa und Nordafrika keine Speicherung von Elektrizität
erforderlich. Ob dies wiederum die ökonomisch sinnvollste
Lösung ist, lässt sich bezweifeln. Die Bundesregierung wählt
derzeit einen anderen Weg und plant den Bau flexibler kon-
ventioneller Kraftwerke zu fördern (vgl. Bundesregierung
2011). Neben flexiblen Gaskraftwerken wird auch ein An-
reizinstrument für den Bau effizienter Kohlekraftwerke in
Erwägung gezogen. Vor diesem Weg ist eindringlich zu war-
nen. Neue Kohlekraftwerke sind aufgrund ihrer durchschnitt-
lichen Lebensdauer von 40 Jahren nicht mit den Emis  -
sionsreduktionsanforderungen des Stromsektors vereinbar.
Außerdem erreichen selbst effiziente Kohlkraftwerke nicht
die Flexibilität von Gaskraftwerken, deren Bau, wenn neue
Kapazitäten denn überhaupt als notwendig betrachtet wer-
den, daher zu bevorzugen ist.
Flankierung des Emissionsrechtehandels 
mit dem EEG
Mit dem Beginn der ersten Phase des europäischen Emis-
sionsrechtehandels im Jahr 2005 wurde ein wichtiger Pfei-
ler für eine gesamteuropäische Klimaschutzpolitik gesetzt.
Die Festlegung eines Preises für CO2-Emissionen kann zur
besseren Marktdurchdringung der erneuerbaren Energien
beitragen. In der Theorie führt der Emissionsrechtehandel
zu einer kostenminimalen Erreichung des festgesetzten Ver-
meidungsziels. Prominente Kritiker des bundesdeutschen
und europäischen Instrumentenmix vertreten den Stand-
punkt, dass zusätzliche Instrumente die Steuerung der CO2-
Emissionen durch den Emissionsrechtehandel behindern,
zu einem Abweichen vom kosteneffizientesten Pfad beitra-
gen und somit keinen Beitrag zum Klimaschutz leisten (vgl.
Sinn 2008; Monopolkommission 2009; Sachverständigen-
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung 2009; Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Arbeit 2004; Donges et al. 2009;
RWI 2009). Selbst der SRU ging zunächst davon aus, dass
ein global organisierter Emissionsrechtehandel allein die nö-
tigen Impulse geben könnte, um den Klimawandel einzu-
dämmen (vgl. SRU 2006).
Tatsächlich hat der europäische Emissionshandel bislang
nur einen moderaten Einfluss auf unternehmerisches Han-
deln. Einer Studie von KfW und ZEW zur Folge haben seit
2008 lediglich 40% der Unternehmen ihre internen CO2-
Minderungskosten bewertet, für 30% war das Thema nach-
rangig, wiederum 30% haben eine Bewertung bewusst un-
terlassen (vgl. KfW und ZEW 2011). Abgesehen davon, dass
der Emissionshandel nur private Kosten minimieren kann
und über die Emissionen hinausgehende externe Kosten
wie zum Beispiel nicht einkalkulierte Sicherheitsrisiken der
Nuklearenergie und das ungelöste Problem der Endlage-
rung nicht berücksichtigt, gibt es weitere Gründe für eine
Flankierung des Emissionshandels sowohl durch Instru-
mente zur Förderung erneuerbarer Energien als auch zur
Steigerung der Energieeffizienz. Im Folgenden werden be-
sonders herausragende Argumente für eine Flankierung des
Emissionsrechtehandels mit dem EEG aufgeführt (vgl. auch
Holm-Müller und Weber 2010; Matthes 2010; Fischedick
und Samadi 2010).
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) steht seit der Ein-
führung des europäischen Emissionsrechtehandels im Kreuz-
feuer der Befürworter einer monoinstrumentellen Klima-
schutzpolitik. Durch das EEG würden zwar in Deutschland
bei der Stromproduktion weniger CO2-Emissionen ausge-
stoßen, dies führe allerdings aufgrund der geringeren Nach-
frage zu einem Preisverfall der Emissionsrechte. In der Fol-
ge könnten deutsche Emittenten in anderen Sektoren und
allgemein Emittenten in anderen europäischen Ländern Ver-
schmutzungsrechte günstiger erwerben. Die Menge der für
Europa kumulierten Emissionen definiere sich weiterhin über
die Zahl der ausgegebenen Zertifikate. Durch zusätzliche
Maßnahmen würden lediglich die Kosten für die deutschen
Stromverbraucher steigen (vgl. Sinn 2008; Frondel und Rit-
ter 2010). Grundsätzlich muss bei der Diskussion über den
deutschen Strommarkt stärker berücksichtigt werden, dass
dieser in seiner Grundstruktur vom vollkommenen Markt in
der volkswirtschaftlichen Theorie stark abweicht. Den Nach-
fragern steht ein Angebotsoligopol gegenüber, das die der-
zeitigen Strukturen optimal nutzen kann, um hohe Gewin-
ne zu erwirtschaften. Zudem weisen die Strommärkte noch
weitere Wettbewerbsverzerrungen im Bereich der konven-
tionellen Energieträger auf, man denke nur an die bereits
erwähnten nicht eingepreisten Sicherheitsrisiken der Kern-
energie, aber auch an die Subventionen für den Kohleab-
bau und allgemein an potenzielle Klima- und Umweltschä-
den, die der Strompreis nicht berücksichtigt (vgl. Gawel und
Lehmann 2011). 
In einem Punkt ist die Kritik jedoch angemessen: Die tech-
nologiespezifischen Fördersätze haben in der Vergangen-
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heit zu einer Überförderung der Photovoltaik geführt. De-
ren Ausbau war und ist noch vergleichsweise teuer, be-
sonders gemessen an der günstigen Windenergie (s.o.).
Trotz dieses Mankos in der Ausgestaltung ist die Förderung
der erneuerbaren Energien einerseits eine sinnvolle Ergän-
zung zum Emissionsrechtehandel – wie die Erläuterung der
nachfolgenden Effekte zeigen wird – andererseits ist sie mit-
telfristig alternativlos. Im Folgenden werden jene Vorteile
des EEG herausgestellt, die durch das Instrument des Emis-
sionsrechtehandels nicht oder nur unzureichend erreicht
werden können. 
Lernkurven- und Skaleneffekte
Die Kritik am EEG geht von der Annahme vollkommener
Märkte, in denen sich neue Technologien optimal zum ge-
samtwirtschaftlichen Vorteil durchsetzen, aus. Vollständig
neue Technologien sind jedoch – abgesehen von den bei
allen Innovationen anfallenden FuE-Investitionen – durch
die fehlende Marktdurchdringung zu Beginn des Produkt-
lebenszyklus benachteiligt. Sie können durch Lernkurven-
effekte und den Übergang zur Massenproduktion sehr ho-
he Kosteneinsparungen erreichen, allerdings erst länger-
fristig und nach vergleichsweise hohen Anfangsinvestitio-
nen. Inkrementelle Innovationen erfordern dagegen häufig
nur geringe Änderungen und können unter Umständen sehr
schnell implementiert werden, so dass damit verbundene
Kostensenkungen vergleichsweise schnell realisiert werden
können.
Zwar erhöht der Emissionshandel die Chance des Einsat-
zes von Technologien, die ohne Berücksichtigung von Um-
welteffekten teurer sind als die etablierten Technologien.
Da aber immer diejenige Technologie ausgewählt wird, die
zum jeweiligen Zeitpunkt am günstigsten ist, werden fun-
damental neue Vermeidungstechnologien, die erst durch
Marktdurchdringung und damit verbundene überbetrieblich
verursachte Kostendegression die Konkurrenzfähigkeit mit
anderen, bereits etablierten Vermeidungsalternativen errei-
chen können, nicht wettbewerbsfähig und damit auch nicht
eingesetzt. Dies gilt selbst dann, wenn diese neuen Tech-
nologien langfristig kostengünstiger sind als andere Ver-
meidungsmaßnahmen. Die breite Implementierung der er-
neuerbaren Energien stellt einen grundlegenden System-
wechsel in der Stromerzeugung dar, der nur in der langen
Frist vollzogen werden kann. Der kurzfristige Entscheidungs-
horizont privater Akteure führt stets zu einer Bevorzugung
inkrementeller Innovationen, die kurzfristig geringere Kosten
verursachen, gegenüber fundamentalen Innovationen, die
sich erst langfristig als günstiger erweisen. Um Kostenein-
sparungen durch Lernkurven- und Skaleneffekte zu ermög-
lichen, müssen Technologien aber in großem Maßstab ver-
wendet werden (vgl. IEA 2000). Da der unvollkommene Markt
dies allein nicht gewährleistet, ist eine Steuerung durch ein
Förderinstrument wie das EEG erforderlich.
Eine frühzeitige Förderung erneuerbarer Energien hat außer-
dem den Vorteil, dass dadurch später ein starker Anstieg
der Emissionspreise vermieden werden kann (vgl. dazu auch
Del Rio Gonzales 2008). Sie kann verhindern, dass die ge-
sellschaftlichen Vermeidungskosten bei steigender Vermei-
dungsanforderung explosiv ansteigen, wenn inkrementelle
Vermeidungsmaßnahmen nicht mehr ausreichen. Dies ist
besonders dann von Bedeutung, wenn der Emissionshan-
del – wie in der EU – so gestaltet ist, dass die Emissions-
vermeidungsziele über die Zeit immer strikter festgelegt wer-
den. Eine frühe Förderung vielversprechender Technologien
kann damit die Erreichung strikter Emissionsziele mit gerin-
gerem Widerstand erlauben.
Pfadabhängigkeiten von Investitionen bei Unsicherheiten
Für eine kostenminimierende Emissionsvermeidung durch
den Emissionshandel wird in der gängigen Theorie un-
terstellt, dass Unternehmen die ihnen zur Verfügung ste-
henden Vermeidungsmaßnahmen in eine Rangfolge brin-
gen: zuerst die insgesamt kostengünstigsten Maßnah-
men, mit denen ein bestimmtes Maß an Vermeidung er-
reicht werden kann, dann die etwas teureren, die weite-
re Emissionsreduktionen ermöglichen, und schließlich
noch kostenaufwändigere. So werden zuerst alle kos-
tengünstigen Möglichkeiten genutzt, bevor auf teurere zu-
rückgegriffen wird.
Tatsächlich aber bestehen Wechselwirkungen zwischen
den einzelnen Maßnahmen. Teurere Alternativen, bei de-
nen es zur Nutzung vollständig anderer Technologien
kommt, machen die bisher getätigten Maßnahmen teilwei-
se obsolet.
Wenn Unternehmen immer langfristig unter vollkommen-
ner Voraussicht planen können, werden sie mit diesem
Problem nicht konfrontiert. Wenn sie wissen, wie sich über
zukünftige Perioden der Zertifikatpreis und die Kosten der
verschiedenen Alternativen entwickeln, wählen sie die
Kombination von Alternativen, bei der sie über die Ge-
samtlaufzeit der Investitionen die niedrigsten Kosten ha-
ben. Bildet ihre Einschätzung die Realität richtig ab, wird
das Emissionsziel auf dem langfristig kostengünstigsten
Weg erreicht. Ist dies jedoch nicht der Fall, und die Un-
ternehmen haben beispielsweise die Entwicklung der Zer-
tifikatpreise unterschätzt, entstehen im Nachhinein un-
nötige Kosten. 
Tatsächlich ist vollkommene Voraussicht weder für den
Staat noch für private Akteure gegeben, weder in der Emis-
sionsvermeidung noch bei rein kommerziellen Investitio-
nen, so dass diese unnötigen Kosten immer wieder auf-
treten. Im Fall des Übergangs zu einer weitgehend dekar-
bonisierten Elekt  rizitätsversorgung gewinnen solche Pro-
bleme an Brisanz. Dies ergibt sich aus der Faktorspezifi-
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zität, das heißt dem Grad der alternativen Verwendbarkeit
getätigter Investitionen (vgl. Williamson 1990, 60). Inves-
titionen in der Energiewirtschaft sind sehr oft gekennzeich-
net von einem hohen Grad an Faktorspezifizität, sind also
überwiegend nur für einen bestimmten Verwendungszweck
vorgesehen und gelten, einmal getätigt, als irreversible Kos-
ten (sunk costs). Auch Investitionen in Infrastrukturen sind
im Strombereich mit einem hohen Maß an Voraussicht kos-
teneffizienter zu gestalten. Zusätzlich werden Versorgungs-
engpässe vermieden, wenn mit deutlichem Vorlauf vor ei-
ner Strukturveränderung des Stromangebots geplant und
gebaut werden kann. Es bedarf daher einer frühzeitigen
Festlegung des gewünschten Erzeugungsportfolios und
seiner Standortstruktur.
Es ist davon auszugehen, dass die Preise für Emissions-
zertifikate bei einer schrittweisen Verschärfung des Emissi-
onsminderungsziels steigen werden. Wenn Unternehmen
sich aber hauptsächlich an den relativ niedrigen herrschen-
den Zertifikatkosten orientieren (oder den zukünftigen Zer-
tifikatpreis stark unterschätzen), kommt es zu Investitionen,
mit denen zwar Emissionen reduziert werden, die aber zum
einen langfristig nicht ausreichend sind und zum anderen
die relative Vorzüglichkeit weiterer Emissionsminderungs-
maßnahmen zugunsten von Verbesserungen an den be-
stehenden Anlagen verändern.
Selbstverständlich verfügt auch der Staat nicht über voll-
ständige Informationen, jedoch besteht hier ein zentraler
Unterschied: Die Wirkungsweise des Emissionshandels
beruht auf den staatlich gesetzten Emissionsobergrenzen.
Die Unternehmen richten sich aber nicht nach dem relativ
klaren langfristigen Ziel, sondern nach ihrer Einschätzung
über die Preisentwicklung. Beim Emissionshandel schlägt
sich Unsicherheit jedoch im Preis nieder. Damit ist die Ba-
sis von privaten Entscheidungen deutlich unsicherer und
volatiler als die der staatlichen Entscheidungen, nämlich
das Emissionsziel. Hinzu kommt auch eine Unsicherheit
über die langfristige Glaubwürdigkeit politischer Vorgaben.
Beides führt dazu, dass Aussagen über die langfristige Ent-
wicklung des Zertifikatpreises mit großen Unsicherheiten
behaftet sind. Fehlerhafte und insbesondere nach unten
abweichende Einschätzungen der langfristigen Entwick-
lung der Zertifikatpreise im Emissionshandelssystem füh-
ren schnell zu Abweichungen von langfristig kostenmini-
malen Lösungen. 
Probleme bei der Finanzierung von Emissions-
vermeidungsmaßnahmen
Im Grundmodell des Emissionshandels wird Finanzierungs-
problemen keine Bedeutung beigemessen. Alle Investitio-
nen, die eine entsprechende Kapitalrentabilität aufweisen,
können theoretisch auch finanziert werden. Dies entspricht
jedoch nicht der Realität. Banken können sich zwar die Über-
nahme höherer Kreditausfallrisiken durch entsprechend hö-
here Zinssätze vergüten lassen, sie sind aber schon auf-
grund geltender Eigenkapitalvorschriften angehalten, rela-
tiv hohe Sicherheitsanforderungen an die Vergabe von Kre-
diten zu stellen. Einer Studie des Chatham House zufolge
ist es entscheidend, dass politische Maßnahmen die Fak-
toren adressieren, die in die Bewertung durch die Banken
einfließen, wenn sie die Finanzierbarkeit von Projekten ana-
lysieren (vgl. Hamilton 2009). Dabei müssen alle bestehen-
den Risiken berücksichtigt werden, auch solche, die durch
staatliche Regulierung und Intervention und die Grenzen der
bestehenden Infrastruktur entstehen. Von zentraler Bedeu-
tung sind eindeutige Ziele sowie die langfristige politische
Stabilität und die Präzision in der Ausgestaltung der Instru-
mente. Dies erklärt, warum der größte positive Einfluss auf
die Investitionsfreudigkeit von Kapitalgebern bisher von ei-
ner Politik zur Förderung erneuerbarer Energien ausging, die
verlässliche Einnahmen wie feste Einspeisevergütungen ge-
nerierte (vgl. Hamilton 2009).
Fazit
Der Klimawandel verlangt die Dekarbonisierung unserer In-
dustriegesellschaft und eine vollständig emissionsfreie Strom-
versorgung. Um dieses Ziel zu erreichen, bieten sich einer-
seits verschiedene Maßnahmen zur Steigerung der Energie-
effizienz an. Effiziente Nutzung von Energie bedeutet schließ-
lich Energieeinsparung und trägt somit am nachhaltigsten
und auch am kostengünstigsten zum Klimaschutz bei. An-
dererseits sind die erneuerbaren Energien die einzig nach-
haltige Form der Stromerzeugung. Die zu bewerkstelligen-
de Umstellung auf 100% erneubare Energien ist jedoch von
grundlegend struktureller Natur. Um diese zu gestalten, sind
staatliche Eingriffe in den Energiemarkt notwendig. Dabei
stellt der europaweite Emissionsrechtehandel eine wichtige
erste Maßnahme zum Klimaschutz dar, allerdings ist dieses
Instrument nicht geeignet, die Marktdurchdringung der er-
neuerbaren Energien zu fördern, und versagt als einziges
Ins  trument aus mehreren Gründen:
– Ein Preis für Kohlenstoff verbessert auch die Wettbe-
werbsfähigkeit von Technologien, die aus der Perspekti-
ve mehrdimensionaler Nachhaltigkeitskriterien als nicht
dauerhaft akzeptabel angesehen werden.
– Wegen Lernkosteneffekten werden bestimmte Techno-
logien erst als Folge einer breiten Marktdurchdringung
wettbewerbsfähig. Diese Marktdurchdringung unterbleibt
jedoch, solange der Emissionshandelspreis niedrig ist.
– Ein entsprechend hoher Sockel kohlenstoffintensiver
Stromerzeugung reduziert die Preiselastizität auf später
erforderliche Mengenverknappungen und führt damit zu
extremen Verteuerungen des Zertifikatspreises.
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– Der frühzeitige Ausbau erneuerbarer Energien erhöht die
Preiselastizität der Nachfrage nach Zertifikaten und kann
damit zu dynamischer Effizienz beitragen.
– Der Emissionshandel allein wird kaum signifikante Anrei-
ze für Stromeffizienz leisten und nur einen Teil der exter-
nen Effekte des Stromverbrauchs abdecken. Erhebliche,
sehr kostengünstige Potenziale der Stromeinsparung blie-
ben daher ungenutzt.
Aus diesen Gründen sollte der Emissionshandel durch wei-
tere Politiken flankiert werden. Voraussetzung dafür ist eine
Systementscheidung für einen kohlenstofffreien Strommix.
Es gibt gute Gründe, den erneuerbaren Energien dabei den
Vorzug zu geben.
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